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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Der Bundestagsabgeordnete Dr. Erich Riedl hat nach seinem Besuch in Genf sicher
ein differenzierteres Bild von den Gehalts- und Arbeitsbedingungen im VN-System mit nach
Hause genommen bezüglich der vermeintlich zu hohen Bezüge und „Privilegien“ der Bedien-
steten in den internationalen Organisationen.

Herr Dr. Willmann konnte anläßlich seines Bonn-Besuchs unseren guten Kontakt zum
Auswärtigen Amt vertiefen und einen personellen Neuanfang im Arbeitskreis Deutschland
verzeichnen,  der sicherlich helfen wird, die Beziehungen zwischen Arbeitskreis und Gesamt-
vorstand auf eine neue, konstruktive Basis zu stellen.

Neue Impulse wird der Verband auch von den deutschen CERN-Mitarbeitern erhalten,
die zum Teil ähnliche Probleme haben und sich deshalb dem VDBIO anschließen wollen.

Ein weiterer Besucher in Genf war Herr Dreher, der neue Leiter des BFIO in Frank-
furt, dem eine bedeutende Rolle in der deutschen Personalpolitik in den VN und Entwicklungs-
banken sowie anderen internationalen Organisationen zukommt - eine Rolle, die sicherlich
noch ausgebaut werden könnte.

Auch an praktischen Hinweisen fehlt es diesmal nicht: Unser bewährter Fachmann
für Sozialfragen, Herr Creutz, erläutert die in Kürze bestehende Möglichkeit, einer von einer
französischen Versicherungsgesellschaft getragenen privaten Arbeitslosenversicherung bei-
zutreten. Herr Harder berichtet über Neues aus dem Pensionsbereich und im “Praktischen
Tip” geht es diesmal um Schulfragen.

Zu den Zeitungsartikeln möchte ich nur einen Kommentar abgeben: Der VDBIO-Vorstand
steht voll hinter der Presseerklärung der “Stiftung Entwicklung und Frieden”, die die erheb-
lichen Kürzungen des deutschen Beitrags zum Entwicklungsprogramm der VN (UNDP) kriti-
siert.

Auch wenn er ganz am Ende steht: Übersehen Sie bitte nicht den Aufruf des Fonds
“1% für Entwicklung”!

Mit den besten Grüßen
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Unberechtigte Privilegien für deutsche VN-Bedienstete?
Bericht über den Besuch von Dr. Riedl (MdB) in Genf

Herr Dr. Erich Riedl ist Mitglied des Deut-
schen Bundestages und Rapporteur des Haus-
haltsausschusses des Bundestags und hat so-
mit eine wichtige Funktion bei allen aus-
gabenwirksamen Entscheidungen der Bun-
desregierung. Der Haushaltsausschuß des
deutschen Bundestages hat vor allem im letz-
ten Jahr dadurch von sich reden gemacht, daß
er die vermeintlich hohen Gehälter und be-
sonderen Privilegien der Bediensteten in in-
ternationalen Organisationen kritisierte und
daraufhin eine Empfehlung an die Bundesre-
gierung formulierte, die “unberechtigten Pri-
vilegien der deutschen Bediensteten in inter-
nationalen Organisationen abzuschaffen.”

Der VDBIO nahm dies zum Anlaß,
anläßlich der Reise nach Bonn von Herrn
Bilger und Herrn Haftendorn im Februar des
Jahres auch Herrn Dr. Riedl einen Besuch
abzustatten (siehe Rundbrief 93). Im Laufe
des Gesprächs gelang es, gegenüber Herrn Dr.
Riedl klarzustellen, daß die “internationalen
Organisationen” zu denen die VN, die Welt-
bank-Gruppe, die EU-Institutionen, die
OECD etc. gehören, keine homogene Einheit
darstellen, und daß von allen diesen Organi-
sationen das VN-System die ungünstigsten
Arbeits- und Besoldungsbedingungen aus-
weist. Herr Dr. Riedl betonte bei diesem Ge-
spräch, daß er Bedarf nach mehr Informatio-
nen habe und er bei seinem nächsten Genf-
besuch an einem Treffen mit dem VDBIO und
Mitarbeitern aus den verschiedenen VN-Or-
ganisationen großes Interesse habe.

Dieser Besuch fand am 3. November
statt. Der deutsche Botschafter, Herr Dr.
Höynck, lud zu einem Gespräch in die Ver-
tretung ein, an dem der Vorstand des VDBIO,
Vertreter des Arbeitskreises Genf und des
CERN sowie neben Herrn Dr. Riedl auch Herr
Rothmann aus der Zentralabteilung des Aus-
wärtigen Amtes in Bonn, der Botschafter und
Generalkonsul Flittner teilnahmen.

Herr Dr. Riedl eröffnete das Gespräch und
stellte die folgenden Fragen:

1. Wie steht es um die Präsenz der
Deutschen in internationalen Organisationen?

2. Warum ist der VDBIO der Mei-
nung, daß die Deutschen nicht genügend Un-
terstützung durch die deutsche Regierung er-
hielten, und diese kein Konzept in der VN-
Politik habe ?

3. Wie ist die Situation der VN-Be-
diensteten in Genf?

In der folgenden zweistündigen Dis-
kussion wurde zunächst einmal von Seiten des
VDBIO klargestellt, wie die Arbeits-und
Gehaltsbedingungen im VN-Bereich tatsäch-
lich aussehen, und daß am Dienstort Genf, an
dem offensichtlich alle vermeintlichen “Pri-
vilegien” gemessen werden, nur ein Drittel
der Bediensteten tätig sind, während die Hälf-
te der ca. 18.200 höhreren Beamten der VN
an Dienstorten im “Feld” arbeitet - in aller
Regel zu wesentlich ungünstigeren Gehalts-
und Arbeitsbedingungen als z.B. vergleich-
bare deutsche Beamte im höhren Auswärti-
gen Dienst. Diese, vor allen Dingen im Ver-
gleich zu Deutschland, unzureichenden
Arbeits- und Karrierebedingungen führen

Dr. RIEDL
(München)

Foto von
Original
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dazu, daß die deutsche Präsenz im VN-Sy-
stem rückläufig ist.

Ein weiterer Diskussionspunkt war
das “Spiralmodell”, mit dem das Auswärtige
Amt mehr deutsche Beamte in das VN-Sy-
stem einschleusen will, damit diese eine be-
stimmte Zeit lang internationale Erfahrung
sammeln - ein Modell, das vom VDBIO stark
kritisiert wird, da es die Karrieremöglichkeit
der Mehrheit der deutschen VN-Bedienste-
ten eher behindert.

Am Abend hatte Herr Botschafter
Höynck noch zu einem Arbeitsessen mit dem
Abgeordneten und jungen Deutschen aus dem
Programm für Beigeordnete Sachverständi-
ge in seine Residenz geladen, an dem auch
der VDBIO-Vorstand teilnahm. Bei der Dis-
kussion ging es im wesentlichen darum, wel-
che Unterstützung junge Deutsche bei dem
Einstieg in das VN-System erhalten haben.
Es zeigte sich, daß der Übergang vom Beige-

ordneten Sachverständigen in den regulären
Dienst hauptsächlich durch eigene Initiative
und ohne Unterstützung von deutschen Stel-
len gelang.

Das Resümee der Diskussion und des
Arbeitsessens kann folgendermaßen zusam-
men-gefaßt werden:

- Herr Dr. Riedl hat sicherlich nach
dieser Diskussion ein differenzierteres Bild
von den unterschiedlichen Gehalts- und Ar-
beitsbedingungen in den verschiedenen inter-
nationalen Organisationen und von den be-
sonderen Problemen der deutschen Bedien-
steten im VN-System. Es war keine Rede
mehr von irgendwelchen “Privilegien”, selbst
bei den in Genf tätigen Bediensteten.

- In der derzeitigen wirtschaftlichen
und finanziellen Situation in Deutschland ist
aber von Seiten der Bundesregierung z.Zt.
keine Unterstützung zu erwarten, die ein zu-
sätzliches finanzielles Engagement nach sich
zieht.

Klaus Haftendorn, Genf

Besuch beim AK Deutschland und im Auswärtigen Amt
Neuwahl des Vorstands in Bonn

Im Rahmen seiner jährlichen Mitgliederver-
sammlung besuchte Vorstandsmitglied Hans
Willmann am 20. Oktober d. J. den Arbeits-
kreis Deutschland in Bonn. Auf der auch von
einigen auswärtigen, d.h. nicht in Bonn an-
sässigen und eigens zur Mitgliederversamm-
lung angereisten Mitgliedern, besuchten
Jahresversammlung wurde unter anderem
dem scheidenden Vorstand mit Herrn Dr. Lan-
gen als Vorstandssprecher sowie Frau
Gaymann und Frau Held als stellvertretende
Sprecherinnen für sein Engagement und die
erfolgreiche Arbeit in den vergangenen Jah-
ren gedankt.

Im Vordergrund der Veranstaltung
stand der Bericht des Sprechers, der u.a. auf

die gestiegene Bedeutung Bonns im
VN-Kontext hinwies: Mit der nun beschlos-
senen Übersiedlung des Klimasekretariates
nach Bonn seien nun zwei wichtige
VN-Bereiche hier ansässig. Dies wirke sich,
wenn auch erst langsam, auf die Mitglieder-
struktur im AK Deutschland aus, der sich bis-
lang fast ausschließlich aus Pensionären zu-
sammensetzte.

Ausführlich besprochen wurden auch
noch einmal die „Sechs Bonner Thesen“, in
denen der AK Deutschland bereits im Mai
1995 seinen Standpunkt zur Schwerpunkt-
setzung in der Arbeit des Gesamtverbandes
dargelegt hatte. Nicht nur die inhaltliche Sei-
te der Thesen, sondern auch der Umgang mit
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diesem Papier in der Diskussion zwischen
dem Gesamtvorstand in Genf und dem Ar-
beitskreis in Bonn wurde offen angesprochen.
In den vergangenen zwei Jahren hatte es in-
haltliche Meinungsverschiedenheiten, aber
auch Kommunikationsprobleme allgemeiner
Art zwischen dem AK Deutschland und dem
Gesamt-vorstand in Genf gegeben.

Die Mitgliederversammlung wählte
als neuen Vorstandssprecher des AK Deutsch-
land Herrn Dr. Manfred Kulessa (zuletzt
UNDP Resident Representative in China)
sowie als Stellvertreter Herrn Trogemann
(UNV) und Frau Held (IOM). Letztere will
ihre Tätigkeit im Vorstand des AK noch bis
zu ihrer möglichen Versetzung im nächsten
Jahr weiterführen. Der Gesamtvorstand
wünscht dem neuen Bonner Vorstand im Na-
men aller Mitglieder viel Erfolg bei seiner
Arbeit.

Abgeschlossen wurde die Mitglieder-
versammlung durch einen aufgrund der fort-
geschrittenen Zeit leicht gekürzten, aber au-
ßerordentlich interessanten und anschaulichen
Vortrag von Herrn Dr. Friedrich über aktuel-
le Aspekte der Reform der Vereinten Natio-
nen.

Neben dem Besuch beim AK
Deutschland standen noch zwei Gesprächs-
termine mit Vertretern des Auswärtigen Am-
tes auf dem Programm, an denen auch Herr
Dr. Kulessa teilnahm. Zum einen wurde mit
Frau Siefker-Eberle, die in Nachfolge des
nach New York gewechselten Herrn
Marquardt seit kurzem die Stelle des Koordi-
nators für internationale Personalpolitik be-
setzt, im Rahmen eines gegenseitigen
Kennenlernens kurz über verschiedene

Aspekte der Koordination deutscher Perso-
nalpolitik im VN-Bereich gesprochen. Dane-
ben ging es auch um die Möglichkeit, im Rah-
men der Ausbildung für die Anwärter im hö-
heren Auswärtigen Dienst auch die spezifi-
schen Situationen und Probleme deutscher
VN-Bediensteter im Feld und an schwierigen
Dienstorten mit in das Ausbildungsmodul “In-
ternationale Organisationen” aufzunehmen.

In dem anschließenden ausführlichen
Gespräch mit dem Leiter des Referates VN
13, Herrn Joachim Schmidt, wurden unter
anderem noch einmal die Bedenken und Vor-
behalte des VDBIO gegen das sogenannte
‘Spiralmodell’ zum Ausdruck gebracht, das
in der vorgesehenen Weise nicht den Interes-
sen der Mehrheit der zur Zeit im VN-System
arbeitenden deutschen Bediensteten gerecht
wird bzw. deren eigener Karriereplanung voll
entgegenlaufen würde. Aller Voraussicht nach
würde es auch bei den betroffenen Organisa-
tionen nicht auf die erhoffte Resonanz sto-
ßen.

Herr Schmidt wies u.a. auf die kürz-
lich in New York erfolgte Darlegung der deut-
schen Position innerhalb der sogenannten
Genfer Gruppe hin, mit ihrem klaren „Nein“
zu der Forderung anderer Mitgliedstaaten zu
mehr temporären Stellen im VN-System. Der
VDBIO begrüßte diese deutliche Stellungnah-
me, weil diese gewollte Verschärfung des
Trends zu mehr zeitlich befristeten Stellen
(und damit immer weniger regulären) die oh-
nehin schon starke Verunsicherung und Fru-
stration der VN-Mitarbeiter in Bezug auf die
Arbeitsplatzsicherheit nur noch weiter stei-
gern würde.

 Hans Willmann, Genf

Assoziierte Mitgliedschaft von CERN-Mitgliedern

Im Hinblick auf die Beziehungen zum Hei-
matland sind die Belange unserer Kollegin-
nen und Kollegen beim CERN mit denen un-
serer Verbandsmitglieder praktisch deckungs-

gleich. Die Unterschiedlichkeit des CERN-
Personalstatuts spielt dabei keine Rolle; ähn-
liche Unterschiede sind auch bei Mitgliedern
gegeben, die z.B. in Organisationen der Welt-
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bank-Gruppe arbeiten. Seit September d. J.
ist daher die individuelle assoziierte Mitglied-
schaft von CERN-Bediensteten im Arbeits-
kreis ermöglicht worden. Es ist vorgesehen,
auf der Mitgliederversammlung im Frühjahr
1998 einen Beschluß über die Vollmitglied-
schaft des CERN als „gleichartiger Organi-

sation“ (im Sine des Artikels 1, Abs. 2 der
VDBIO-Satzung vom 11. Mai 1992) herbei-
zuführen.

Vom Tage ihrer Aufnahme als asso-
ziierte Mitglieder an können CERN-Mitarbei-
ter in Zukunft an den Veranstaltungen des Ar-
beitskreises Genf teilnehmen.

Besuch von Herrn Dreher (BFIO) in Genf

Am Montag, den 20.November 1997 fand ein
Gespräch von Vertretern der Beigeordneten
Sachverständigen und des Vorstands  (Herr
Haftendorn, Herr Harder, Herr Willmann und
Frau Schumm) mit Herrn Dreher, dem neuen
Leiter des BFIO, in Genf statt.

Herr Dreher wies dabei auf die ver-
besserte Ausstattung und Arbeitsorganisati-
on des BFIO in Frankfurt hin, das neuerdings
ans Internet angeschlossen ist. Die Ausschrei-
bungen, so Herr Dreher, kämen aber weiter-
hin mit normaler Post - oft mit Verspätung.
Viele dieser Stellenangebote seien letztlich
“Scheinausschreibungen”.

Als Maßstäbe für den Erfolg des Pro-
gramms Beigeordnete Sachverständige (JPO)
wurden die Übernahmequote und - längerfri-
stig gesehen - auch die Berufserfahrung im
internationalen Bereich, der Erwerb von

Sprachkompetenz und Fachkenntnissen ge-
nannt. Die Internationalen Organisationen
ständen dem Programm positiv gegenüber.
Problematisch sei aber, die je nach Organisa-
tion und Abteilung unterschiedlich hohe
Übernahmequote.

Am folgenden Dienstag wa-
ren Herr Dreher vom BFIO, eine Reihe von
jüngeren Kollegen aus den Genfer Organisa-
tionen sowie zwei Vorstandsmiglieder des
VDBIO (Herr Bilger und Herr von Rohland)
zu einem  Mittagessen im Generalkonsulat
eingeladen. Dabei konnte die Diskussion vom
Vortag noch einmal vertieft werden. Der Vor-
stand möchte sich bei dieser Gelegenheit bei
Herrn Generalkonsul Flittner herzlich für die-
se Einladung und neuerliche Initiative in Sa-
chen deutsche Personalpolitik in den VN be-
danken.

Hans-F. von Rohland, Genf

Private Arbeitslosenversicherung

Viele unserer Mitglieder werden be-
reits von der im Juni d. J. eingeführten priva-
ten Versicherung für französische internatio-
nale Bedienstete bei unfreiwilliger Beendi-
gung des Beschäftigungsverhältnisses gehört
haben. Es handelt sich um einen Gruppenver-
sicherungsvertrag zwischen der „Association
pour la Protection Sociale des Fonctionnaires
Internationaux“ - APSFI (Vereinigung für die

soziale Sicherung der französischen interna-
tionalen Bediensteten) und der „Caisse Na-
tionale de Prévoyance“ - CNP (Nationale
Vorsorgekasse) in Paris.

Die wesentlichen Vertragsbedingun-
gen sind wie folgt:
- die Versicherung ist freiwillig;
- die Finanzierung erfolgt ausschließlich

durch Beiträge der Bediensteten;
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- das versicherte Risiko richtet sich nach der
Beschäftigungsdauer im internationalen
Dienst, und zwar im umgekehrten Verhält-
nis;

- die Nichterneuerung eines Zeitvertrages gilt
gleichfalls als Verlust der Beschäftigung;

- es bestehen vier Risikograde für vier
Dienstzeitkategorien;

- der Beitragssatz reicht von 2,7% bis 0,35%
des Bezugslohns.

- Anspruchseröffnung nach mindestens 12
Beitragsmonaten. Die Leistungen sind zahl-
bar nach Ablauf einer Karenzzeit von 2-4
Monaten seit dem Verlust der Beschäfti-
gung; sie sind degressiv gestaffelt und be-
laufen sich auf 70% - 50% des Bezugs-
lohns.
- Die Leistungsdauer beträgt je nach der
Dauer der zurückgelegten Dienstzeit zwi-
schen 12 und 18 Monaten.
- Die Dienstdauer umfaßt die Dienstzeit bei
einer oder bei mehreren Organisationen,
vorgesetzt daß keine Unterbrechungen von
mehr als sechs Monaten vorliegen.

- Der Höchstbetrag des Bezugslohns ent-
spricht dem Nettoverdienst einschließlich
ständiger Zulagen und Zuschläge.

- Der Versicherte bestimmt den gewünsch-
ten Bezugslohn bis zur vorgenannten
Höchstgrenze. Zum Ende eines jeden
Versicherungsjahres kann er mittels drei-
monatiger Vorankündigung seinen Bezugs-
lohn erhöhen oder verringern. Die Leistun-
gen werden in jedem Fall aufgrund der in
den letzten 12 Monaten seit Anspruchser-
öffnung entrichteten Beiträge berechnet.

- Die Leistungen sind kumulierbar mit den

regulären Zahlungen der Organisationen
aus Anlaß der Beendigung des Dienstver-
hältnisses; ausgenommen sind vereinbarte
Zahlungen bei Ausscheiden auf Wunsch
des Versicherten.

- Der Leistungsanspruch entfällt bei Entlas-
sung durch eigenes Verschulden, bei Ein-
tritt in den Ruhestand oder Vorruhestand,
bei Beendigung der Beschäftigung auf-
grund einer auf Veranlassung des Bedien-
steten getroffenen Vereinbarung mit der
Organisation; bei Wiederaufnahme einer
entgeltlichen Beschäftigung innerhalb oder
außerhalb des internationalen Dienstes.

Nicht zuletzt aufgrund der intensiven
Bemühungen des Vorstands des VDBIO, die
Beitrittsmöglichkeit zum Gruppenvertrag
APSFI - CNP auch internationalen Bedien-
steten anderer Staatsangehörigkeit zu eröff-
nen, ist nunmehr in Paris die Entscheidung
dahingehend getroffen worden, den persönli-
chen Geltungsbereich der Versicherung auf
alle internationale Bediensteten, die Staats-
angehörige eines EU-Mitgliedstaates sind, zu
erstrecken.

Das Wirksamwerden dieser Erstrek-
kung ist wegen der erforderlichen administra-
tiven Vorarbeiten für Frühjahr 1998 vorgese-
hen. Sobald dem Verbandsvorstand die ent-
sprechenden Unterlagen zur Verfügung ste-
hen, werden wir unsere Mitglieder eingehend
über diese Möglichkeit der Absicherung für
den Fall der unfreiwilligen Beendigung ihres
Beschäftigungsverhältnisses informieren.

Helmut Creutz, Genf
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Neues aus dem Pensionsbereich

Anfang Juli dieses Jahres tagte der Ständige
Ausschuß des VN-Pensionsrats in New York.
Der Pensionsrat selbst wird seine nächste or-
dentliche Tagung erst 1998 abhalten. Von den
Punkten auf der Tagesordnung des Ständigen
Ausschusses dürften lediglich zwei von ge-
nügendem Interesse sein, um an dieser Stelle
erwähnt zu werden.

 Der erste Punkt betrifft die Frage der
Ansprüche geschiedener Ehegatten im Rah-
men des Pensionssystems, ein Thema, das
schon seit geraumer Zeit zur Debatte steht.
Bislang hatten geschiedene Ehegatten keine
Möglichkeit, Unterhaltsansprüche gegen ei-
nen Bediensteten einer Organisation oder VN-
Pensionär gegenüber der betreffenden Orga-
nisation oder der Pensionskasse direkt geltend
zu machen. Der Ständige Ausschuß hat nun
eine Änderung der Verwaltungsregel B.4 der
Pensionskasse angenommen, wonach letzte-
re aufgrund eines Gerichtsbeschlusses oder
auf Ersuchen einer Gerichts- oder Zivil-
behörde Auskünfte über einen Versicherten
und dessen Ansprüche erteilen darf. Dies ist
allerdings nur nach Rücksprache der Kasse
mit dem Versicherten möglich, der innerhalb
30 Tagen Einspruch erheben kann. Die Aus-
künfte beschränken sich auf die Adresse des
Pensionsberechtigten und die Höhe der zu-
künftigen Pensionsansprüche beziehungswei-
se, im Falle eines Pensionsempfängers, die
Höhe der bezogenen Leistungen. Die Pensi-
onskasse muß deutlich machen, daß sie die
Auskünfte freiwillig erteilt und daß dadurch
die Privilegien und Immunitäten der Organi-
sation nicht berührt werden.

Der Sekretär der Pensionskasse wird
dem Pensionsrat im Sommer 1998 ein um-
fassendes Papier über weitere Aspekte der
Frage vorlegen, darunter die Möglichkeit der
unmittelbaren Zahlung eines gerichtlich zu-
erkannten Teils der Pension an geschiedene
Ehegatten durch die Kasse. Eine entsprechen-

de Regelung ist bereits bei der Weltbank in
Kraft. Ferner geht es um die Witwen- oder
Witwerpension in Fällen, in denen die Ehe-
schließung nach der Pensionierung des ver-
storbenen Ehegatten stattgefunden hat, sowie
der Waisenpension, wenn das Kind nach der
Pensionierung des Versicherten empfangen
wurde. In beiden Fällen bestehen zur Zeit
keine Ansprüche.

Es ist erfreulich, daß die VN-Pensi-
onskasse zum erstenmal einen Schritt, wenn
auch einen kleinen, in Richtung auf eine An-
erkennung der Rechte geschiedener Ehegat-
ten unternimmt. Aber auf dem Weg zu einem
modernen und realistischen Besoldungs- und
Versorgungsrecht bleiben noch viele ideolo-
gische, technische und praktische Hindernis-
se zu überwinden. Die Diskussion über die-
ses Problem wird sicher an Intensität zuneh-
men.

Der zweite Punkt auf der Tagesord-
nung, der die aktiven Kassenteilnehmer eben-
so wie die Pensionäre interessieren wird, ist
der Beginn einer Verwaltungsreform, die nicht
ohne finanzielle Konsequenzen verlaufen
wird. Im vergangenen Jahr wurde der Sekre-
tär vom Pensionsrat ersucht, ein “Konzept-
papier” über die derzeitigen Verwaltungs-
vorkehrungen zwischen der Pensionskasse,
den Vereinten Nationen und den übrigen
Mitgliedsorganisationen vorzulegen, beglei-
tet von einer Untersuchung darüber, ob sie für
den Betrieb der Pensionskasse für mindestens
weitere zehn Jahre geeignet sind. Im Klartext
geht es darum, daß die VN Einsparungen er-
zielen möchte, indem sie die Kosten der Ver-
waltung der Pensionskasse stärker auf ande-
re Organisationen und/oder auf die Kasse
selbst abwälzt. Bereits erfolgt ist die Verla-
gerung des gesamten EDV-Betriebs zum In-
ternationalen Rechenzentrum in Genf, wobei
der bisherige kostengünstige Service der VN
durch die Umlage der vollen EDV-Kosten
abgelöst wurde. Die zu erwartende Ver-
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waltungsreform ist hauptsächlich ein finan-
zielles und politisches Problem, und Progno-
sen über ihr Ergebnis sind vorläufig nicht
möglich. Die VN-Pensionskasse ist inzwi-
schen den Kinderschuhen längst entwachsen
und könnte mit ihren mehr als 67 000 Versi-

Aus der Presse:

Mauricio de Maria y Campos: Reform mit Resultaten -
Die UNIDO ist für die neuen Herausforderungen gerüstet

Die Rolle Deutschlands in der UNIDO

ren enttäuscht, wenn Deutschland sich von
einer Organisation wie der UNIDO zurück-
ziehen würde, die die volle Unterstützung al-
ler Entwicklungsländer und der Reform-
staaten genießt.

Über diesen politischen Nutzen hin-
aus bezieht Deutschland aber auch handfeste
kommerzielle Vorteile durch seine Zusam-
menarbeit mit der UNIDO. Im Jahre 1996
wurden 14 v.H. aller Beschaffungsaufträge für
die Durchführung von UNIDO-Entwick-
lungshilfe-projekten an deutsche Firmen und
Experten vergeben - mit einem Gesamtwert
von 10 Millionen DM. Zu diesen direkten
Zahlungen an deutsche Anbieter müssen noch
die indirekten Vorteile gerechnet werden, die
deutschen Firmen aus der Entstehung neuer
Geschäftsbeziehungen und der Öffnung neu-
er Märkte zugute kommen.

Die UNIDO hat erst kürzlich eine
Umfrage zu diesem Thema unter den etwa 120
deutschen Dienstleistern und Produzenten
durchgeführt, mit denen sie in den letzten Jah-
ren zusammengearbeitet hatte. Bei einer
Rücklaufquote von fast 50 v.H. bestätigte die-
se Umfrage, daß die deutschen Zulieferer und
Experten einen überwiegend positiven Ein-
druck von der Organisation und der Zusam-
menarbeit mit ihr haben. Natürlich spielt die

cherten, 41 000 Pensionsempfängern und na-
hezu 20 Milliarden Dollar Vermögen sicher
mehr Unabhängigkeit vertragen, doch fragt
es sich zu welchem Preis.

C.H. Harder, Genf

(...) Während die positive Evaluierung
durch das dänische Expertenteam und die von
mir begrüßte Entscheidung der britischen
Regierung eine deutliche Anerkennung der
wesentlichen Rolle der reformierten UNIDO
im Bereich der multilateralen Technischen Zu-
sammenarbeit darstellen, wurde die endgül-
tige Position Deutschlands noch immer nicht
festgelegt. ... Das Bundeskabinett beschloß im
Dezember 1996, eine endgültige Entschei-
dung über den weiteren Verbleib Deutsch-
lands in der UNIDO innerhalb dieses Jahres
zu treffen.

Es ist weithin anerkannt, daß die
Entwicklungszusammenarbeit nicht unter
ausschließlich kommerziellen Gesichtspunk-
ten betrachtet werden kann. ... Dessen unge-
achtet ist die Frage legitim, welche Vorteile
Deutschland aus der UNIDO-Mitgliedschaft
bezieht. In erster Linie sind die Vorteile poli-
tischer Natur. Die Entwicklungsländer und in
jüngster Zeit auch die Reformstaaten Ost-
europas haben Deutschland als zuverlässigen
Partner schätzen gelernt, was zur weiteren Fe-
stigung des deutschen Ansehens in der Welt
beigetragen hat. Diese Staaten erwarten, daß
Deutschland weiterhin eine starke und aktive
Rolle in der multilateralen Entwick-
lungszusammenarbeit spielen wird und wä-
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gegenwärtige Lage der öffentlichen Finanzen
in Deutschland eine wichtige Rolle bei den
Überlegungen über einen Verbleib Deutsch-
lands in der UNIDO. Dabei sollte man aber
nicht die tatsächlichen Größenordnungen aus
den Augen verlieren: der deutsche Pflicht-
beitrag an die UNIDO beträgt, wie erwähnt,
jährlich etwa 16 Millionen DM. Diese Sum-
me stellt nicht mehr als 0,2 v.H. des diesjäh-
rigen Budgets des Bundesministerums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung dar. Ein deutscher Entschluß, für ei-
nen solch verhältnismäßig geringen Betrag die

Zukunft einer Organisation wie der UNIDO
aufs Spiel zu setzen, wäre schwer erklärbar,
zumal inzwischen akzeptiert ist, daß sich die
UNIDO an vorderster Stelle der Re-
formbemühungen in den Vereinten Nationen
befindet. Eine Organisation, die so viel wie
die unsere in diesem Bereich geleistet hat, mit
dem Austritt zu bestrafen, würde darüber hin-
aus kaum ein positives Zeichen für den wei-
teren Reformprozeß des gesamten UN-Sy-
stems setzen.

Quelle: Vereinte Nationen 4/97 (Auszug)

Bonn wird Sitz von UNO-Sonderorganisation

Nach dem Verlust der Hauptstadt-
würde mausert sich Bonn zur Stadt der Ver-
einten Nationen: Das Sekretariat der UNO-
Wüstenkonvention zieht von Genf an den
Rhein. Die Entscheidung fiel am Freitag ein-
stimmig auf der ersten Vertragsstaaten-
konferenz der UNO-Konvention zur Be-
kämpfung der Wüstenbildung (CCD) in Rom.

Außenminister Klaus Kinkel wertete dies als
einen „wichtigen Erfolg der Bemühungen der
Bundesregierung für den weiteren Ausbau
Bonns zur UNO-Stadt.“ Die etwa 30 Mitar-
beiter sollen im Lauf des Jahres 1998 in die
Büroräume im UNO-Zentrum „Haus
Carstanjen“ umziehen.

Handelsblatt, 6. Okt. 1997

UNDP / Deutscher Beitrag soll halbiert werden
Kritik an Sparpolitik

Die UNO-Entwicklungsprogramm
(UNDP) hat die drastische Kürzung des deut-
schen Beitrags für ihre Arbeit kritisiert. „Erst
unternehmen wir alle geforderten Reform-
anstrengungen, dann werden uns die Gelder
gestrichen,“ klagte der Hauptkoordinator des
UNDP-Berichts, Richard Jolly, am Mittwoch
auf einer gemeinsamen Veranstaltung von
UNDP und Stiftung für Entwicklung und Frie-
den in Bonn. Nachdem das deutsche
Entwicklungsministerium 1996 noch 133
Mill. DM an das UNDP gezahlt habe, seien
1998 nur noch 90 Mill. DM geplant. Das sei
auf Dollarbasis eine Kürzung um mehr als

50% in nur zwei Jahren. Das UNDP, das wich-
tigste UNO-Gremium für Entwicklungshilfe,
ist auf freiwillige Beitragszahlungen seiner
Mitglieder angewiesen. 1996 lag Deutschland
hinter Japan, Dänemark und den Niederlan-
den auf Rang vier der Geber. Das UNDP ver-
waltet unter anderem das UNO-
Freiwilligenprogramm, das 1996 von Genf
nach Bonn umzog, und das Büro zur Bekämp-
fung von Desertifikation und Dürre (UNSO),
dessen Umzug nach Bonn in der vergange-
nen Woche besiegelt wurde.

Handelsblatt, 9. Oktober 1997
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Stiftung Entwicklung und Frieden protestiert gegen
Reduzierung der Beitragsleistungen der Bundesregierung

an UNDP

Aus Anlaß der gemeinsamen
Internationalen Konferenz von Stiftung und
Entwicklung und Frieden und United Nations
Development Programme (UNDP) am 8.
Oktober 1997 in Bonn zum Thema „Glo-
balisierung und Entwicklung“ erklärte der
Geschäftsführer der Stiftung Entwicklung und
Frieden, Dr. Burkhard Könitzer:

UNDP wurde von den Mitglied-
staaten der UNO in den vergangenen Jahren
immer wieder als wichtigstes globales Gre-
mium für die Technische Entwicklungs-
zusammenarbeit bestätigt.

Die Agenda 21, das Aktionspro-
gramm des Erdgipfels von Rio de Janeiro
1992, spricht beispielsweise von der „heraus-
ragenden Bedeutung“ UNDP’s für den Rio-
Folgeprozeß.

In der „Agenda für Entwicklung“, die
von der UNO-Generalversammlung im Juni
1997 im Konsens (d.h. auch mit der Stimme
Deutschlands) verabschiedet wurde, heißt es:
„Die Fonds und Programme der Vereinten
Nationen sind wichtige Mittel zur Förderung
der Entwicklungszusammenarbeit.“ Notwen-
dig sei allerdings eine „substantielle Erhö-
hung der Ressourcen“ auf einer „voraussag-
baren, dauerhaften und sicheren Grundlage“.
Auch die Bundesregierung hat in der Vergan-
genheit wiederholt die wichtige Rolle von
UNDP betont. Bundesminister Spranger lob-
te noch vor einen Jahr, daß UNDP, „auf den
Prinzipien der Universalität und der Neutra-
lität gründend“, die Entwicklungsländer in
einer Weise unterstützen kann, „die bilateral
oft nicht zu leisten ist.“ Und er beteuerte da-
mals: „Unsere aktive Mitwirkung auch in der
multilateralen Entwicklungszusammenarbeit
ist ein Beleg für unsere Bereitschaft, gemein-
sam mit der Völkergemeinschaft globale Ver-

antwortung zu übernehmen und das nötige zur
Sicherung der Zukunft der Welt zu tun.“

Im krassen Gegensatz zu diesem Be-
kenntnis steht der finanzielle Beitrag Deutsch-
lands zum UN-Entwicklungsprogramm. Die
Beiträge stagnierten seit Jahren und sollen nun
innerhalb eines Jahres von 120 Mio. DM
(1997) auf 90 Mio. DM (1998), d.h. um gan-
ze 25 Prozent, reduziert werden. Nach einer
zehnprozentigen Beitragskürzung im Jahr
davor und in Folge des hohen Dollar-Kurses
werden damit die deutschen Beiträge an
UNDP innerhalb von zwei Jahren um rund
50 Prozent gesenkt.

Eine derartige Reduzierung der frei-
willigen Beitragsleistungen an UNDP ist ein
Skandal und und in keiner Weise mit den der-
zeitigen Haushaltsengpässen in Deutschland
zu begründen.

Die Folgen für die Projektarbeit von
UNDP sind, wie uns der UNDP-Administra-
tor James G. Speth bei einem Besuch der Stif-
tung Entwicklung und Frieden vor zwei Wo-
chen sagte, katastrophal. Er wies auch auf die
negative politische Signalwirkung derart mas-
siver Streichungen hin. Fast am gleichen Tag,
dem 24. September 1997, prangerte Bundes-
außen-minister Kinkel vor der UNO-Gene-
ralversammlung in New York erneut das Miß-
verhältnis zwischen den Entwicklungs-
ausgaben der UNO und den Welt-
rüstungsausgaben an. Während den UN-
Entwicklungsfonds und -programmen insge-
samt gerade einmal 4,6 Mrd. US-Dollar - und
damit 80 Cent pro Kopf der Weltbevölkerung
- zur Verfügung stünden, beliefen sich die
weltweiten Rüstungsausgaben auf 767 Mrd.
US-Dollar (1994), oder 134 Dollar pro Kopf.
Kinkel bezeichnete dieses Mißverhältnis als
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„unerträglich“ und fügte wörtlich hinzu:
„We must all look beyond the rim of our na-
tional interests. There is no more time to lose.
We cannot simply come here, make and listen
to speeches, then return to business as usual
for another twelve months.“ Es ist zu hoffen,
daß Bundesregierung und Bundestag diese
Worte in Bezug auf die Entwicklungsarbeit
der UNO beherzigen und den geplanten Kahl-
schlag zurücknehmen. Dies ist nicht nur eine
Frage der globalen Verantwortung Deutsch-
lands, sondern auch der Glaubwürdigkeit
deutscher Außenpolitik in der UNO.

Die freiwilligen Beitragszahlungen Deutsch-
lands an UNDP seit 1982:

1982: 114 Mio DM
1984: 116 Mio DM
1990: 130 Mio DM
1991: 130 Mio DM
1992: 133 Mio DM
1993: 138 Mio DM
1994: 138 Mio DM
1995: 133 Mio DM
1996: 133 Mio DM
1997: 120 Mio DM
1998:  90 Mio DM (geplant)

Französische Erfolge bei der Besetzung
wichtiger internationaler Ämter

Der Fall Trichet/ Viele Länder beneiden Paris/Geringschätzung
von Auslandstätigkeiten in Deutschland

Die französische Regierung hält es
nach eigenen Angaben für einen gänzlich na-
türlichen Vorgang, Kandidaten für die Füh-
rungspositionen bei der Europäischen Zentral-
bank und der Europäischen Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung (EBRD) zu bean-
spruchen. Während der Kandidat für die Zen-
tralbank, Trichet, bereits bekannt ist, gibt es
noch keinen offiziellen Vorschlag für das Amt
des Präsidenten der EBRD mit Sitz in Lon-
don. Inoffiziell heißt es aber in Paris, die Re-
gierung wolle den gegenwärtigen Generaldi-
rektor des staatlichen Finanzhauses Caisse des
Dépôts und früheren Vizepräsidenten der
Bank von Frankreich, Lagayette, vorschlagen.

Die Franzosen werden für ihre Fähigkeit,
Landsleute bei internationalen Organisationen
an hoher Stelle unterzubringen, von vielen
anderen Ländern, darunter auch Deutschland,
beneidet. Dennoch ist das Gewicht der Fran-
zosen in internationalen Wirtschafts-
organisationen rückläufig. Sie stellen zwar

den Geschäftsführenden Direktor des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) und den
Präsidenten der EBRD. Dafür haben sie in den
vergangenen Jahren den Zugriff auf die Prä-
sidentschaft der Europäischen Kommission
und das Generalsekretariat der in Paris an-
sässigen Organisation für wirtschaftliche Ent-
wicklung und Zusammenarbeit in Europa
(OECD) abgeben müssen. Die Franzosen ha-
ben es in den vergangenen Jahren im Gegen-
zug verstanden, ihre Position beim IWF zu
stärken. Als der Währungsfonds und seine
Schwesterorganisation, die Weltbank, nach
dem Zweiten Weltkrieg in Washington als
Institutionen zur Regulierung wirschaftlicher
Ungleichgewichte in der Welt gegründet wur-
den, einigten sich die großen Mächte auf eine
Arbeitsteilung. Die Weltbank sollte von ei-
nem Amerikaner und der Währungsfonds von
einem Europäer geleitet werden. Seitdem
waren unter den sieben Geschäftsführenden
Direktoren des Fonds drei Franzosen, zwei
Schweden, ein Holländer und ein Belgier. Die
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französischen Vertreter waren Schweitzer
(1963 bis 1973), de Larosière (1978 bis 1987)
und Camdessus (seit 1987). Obgleich
Camdessus den Fonds eigentlich 1997 ver-
lassen sollte, setzte die französische Regie-
rung, nach Informationen aus Bonn ohne
Absprache mit der Bundesregierung, eine drit-
te Amtszeit für Camdessus durch. ...

In diplomatischen Kreisen werden die
Erfolge Frankreichs bei der Besetzung wich-
tiger internationaler Ämter und die demge-
genüber eher mäßigen deutschen Erfolge mit
der Geringschätzung von Auslandstätigkeiten
in Deutschland und einem Mangel an geeig-
neten Kandidaten erklärt. Während es den
Franzosen leicht fällt, ehemalige hochrangi-
ge Politiker oder an Eliteschulen ausgebilde-
te, international erfahrene Diplomaten für die
Leitung internationaler Organisationen vor-
zuschlagen, wirken deutsche Kandidaten nicht
selten wie blasse Verlegenheitslösungen.

Ganz anders als in Frankreich beste-
he in der deutschen Politik und Verwaltung
die Furcht, ein Auslandsaufenthalt gefährde
die spätere Karriere im Heimatland, heißt es
bei Diplomaten. personalberater berichten,
daß mittlerweile auch in Teilen der Privatwirt-
schaft eine vergleichbare Einstellung zu be-
obachten sei. Vor ein paar Jahren wurde kurz
erörtert, ob nicht auch einmal ein Deutscher
die prestigeträchtige Führung des Internatio-
nalen Währungsfonds übernehmen solle. Das
Thema erledigte sich schon alleine deshalb,
weil kein präsentabler deutscher Kandidat
gefunden werden konnte. Als Attalinoch die
EBRD leitete, suchte er händeringend eine
Reihe international verwendbarer deutscher
Banker für höhere Positionen innerhalb der
Bank. Er fand keine.

FAZ, 7. November 1997

Meinungsverschiedenheiten zwischen Bonn und Paris
bei der Nominierung internationaler Beamter

Immer wieder haben Bonn und Paris
ihre Absicht bekundet, gemeinsame diploma-
tische Strukturen zu schaffen. Aber bis heute
ist es bei der lobenswerten Absicht geblie-
ben, ohne daß es zu konkreten Ergebnissen
gekommen wäre. Beide Länder haben erheb-
liche Verständigungsschwierigkeiten, wenn es
um die Ernennung internationaler Beamter
geht. Es gibt wenige Bereiche, wo die natio-
nalen Empfindlichkeiten stärker und das ge-
genseitige Mißtrauen größer sind.

Ein besonders gutes Beispiel ist das
der zukünftigen europäischen Zentralbank
(EZB). Paris und Bonn haben sich immer noch
nicht über den zukünftigen Präsidenten die-
ser Institution verständigt, der ab dem 1. Ja-
nuar 1999 die Geldpolitik in der Eurozone
führen soll. Da sie der traditionellen franzö-
sischen Geldpolitik äußerst ablehnend gegen-

überstehen, haben die politischen Führer in
Deutschland rundheraus deutlich werden las-
sen, daß sie auf diesem Posten den Nieder-
länder Wim Duisenberg sehen wollen, den
gegenwärtigen Präsidenten des Europäischen
Währungsinstituts (EWI). Der französische
Präsident Jacques Chirac hat seinen Stand-
punkt mit ähnlicher Klarheit vorgebracht: er
glaubt, daß Wim Duisenberg durch ein mit-
teleuropäisches Bankierskomplott an die Spit-
ze des EWI kam und daß der Kandidat der
Deutschen, der nicht fließend französisch
spricht, Paris nicht nahe genug steht. Am Sitz
des französischen Premierministers, dem
Hotel Matignon, hört man ähnliches. Seitdem
er am 1. Juli die Präsidentschaft des EWI über-
nommen hat, hat sich Wim Duisenberg mit
keinem einzigen politischen Entscheidungs-
träger in Frankreich getroffen, hört man in
Paris.
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Frankreich in der Isolation
Es ist sehr wahrscheinlich, daß Frank-

reich an einem französischen Kandidaten bis
zur europäischen Ratssitzung Anfang 1998,
bei der das Führungspersonal (der Präsident
und die sechs Mitglieder des Direktoriums)
der EZB ernannt werden, festhalten wird.
Dabei sind drei Franzosen im Rennen: Jacques
de la Rosière, Präsident der Europäischen
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung,
Jean-Claude Trichet, Gouverneur der Bank
von Frankreich, und Michel Camdessus, Ge-
neraldirektor des Internationalen Währungs-
fonds - letzterer scheint der Kandidat des
Elysée zu sein.... Auch die Deutschen wollen
auf alle Fälle an ihrem Kandidaten festhal-
ten. Sie glauben, daß Frankreich allzu lange
wichtige internationale Posten monopolisiert
hat. Wie oft hat man nicht in der deutschen
Presse gelesen, daß die Franzosen Eurostat
„kontrollieren“ (das Amt für Statistik der EU-
Kommission), das in der Tat von einem Fran-
zosen geleitet wird (Yves Franchet). ... Bonn
versucht außerdem seit einigen Monaten die

Ernennung eines Deutschen als Stellvertre-
tender Generalsekretär der Organisation für
Wirtschaftliche Entwicklung und Zusammen-
arbeit (OECD) durchzusetzen. Der deutsche
Kandidat ist ein Abteilungsleiter aus dem
Wirtschaftsministerium, Gerhard Funk-
schmidt, ein Unbekannter im Milieu der ho-
hen internationalen Beamtenschaft. Der fran-
zösische Kandidat, Jean-Claude Milleron,
ehemaliger Direktor der INSEE, war bereits
Stellvertretender Generalsekretär der Verein-
ten Nationen unter Boutros-Ghali.

Wir wollen auch an ein geheimes
Dokument aus neuerer Zeit erinnern, das von
den Außenministern beider Länder unter-
zeichnet ist (siehe „Le Monde“ vom 22. Mai),
in dem die Mißverständnisse zwischen Bonn
und Paris beklagt werden und zu gemeinsa-
mem deutsch-französischem Handeln aufge-
rufen wird. Anscheinend funktioniert das
nicht.

Lucas Delattre, Le Monde vom 1.10.1997
(Übersetzung: H. v. Rohland)

Unverständnis über den Fall Eisele
Der Vertrag des „obersten Blauhelms“ wird wohl nicht verlängert

In New York wird mit Unverständnis
registriert, daß Deutschland einen hohen Po-
sten bei den Vereinten Nationen offenbar ohne
große Not preiszugeben bereit ist. Der Ver-
trag des deutschen Generals Eisele - er leitet
die weltweiten Blauhelmeinsätze seit 1995 als
Beigeordneter Generalsekretär - endet mit
Ablauf des Jahres. Da sich Eisele bei der Welt-
organisation einen guten Ruf erworben hat,
hohes Ansehen und überdies das Vertrauen
Generalsekretär Annans genießt, wird allge-
mein angenommen, daß sein Vertrag von sei-
ten der Vereinten Nationen verlängert würde.
Weil Eisele aber vom Bundesverteidigungs-
ministerium nur „ausgeliehen“ ist und Ende
März das Pensionsalter erreicht, will ihn Bonn

dem Vernehmen nach in den Ruhestand ver-
setzen. Käme es dazu, wäre eine Verlänge-
rung des Vertrags in New York nahezu un-
möglich, denn Annan will sich, wie einer sei-
ner Sprecher sagte, in interne Angelegenhei-
ten der Mitgliedstaaten auch bei Personal-
fragen nicht einmischen.

Hinter der Angelegenheit stecken
nach Angaben von Diplomaten Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Bundesverteidi-
gungsminister Rühe und dem General, weil
sich Eisele wiederholte für einen stärkeren
Beitrag Deutschlands an UN-Aktionen aus-
gesprochen hat. Rühe hingegen zeigte sich in
der Vergangenheit Blauhelm-Aktivitäten ge-
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genüber eher skeptisch. Der Kontakt zwischen
dem Minister und dem General wird als dürf-
tig beschrieben, selbst in dieser Angelegen-
heit sei bisher kein Gespräch geführt worden.
Weder Eisele noch das Verteidigungsministe-
rium äußern sich zu der Sache detailliert. Von
der Hardthöhe hieß es lediglich, man wolle
zu Personalfragen nicht öffentlich Stellung
nehmen.

Da es bei den UN keine „Erbhöfe“
gibt, verlöre die Bundesrepublik den Zugriff
auf diesen hohen Posten in New York, ob-
wohl die Abteilung gerade mit der weltwei-
ten Minenräumung betraut worden ist - ein
Thema, bei dem sich Deutschland letzthin
sehr engagiert gezeigt hat. Andere Staaten,
heißt es bei den UN, würden eine derart ein-
flußreiche Position mit allen Mitteln vertei-
digen. Auch der Vorsitzende des Unteraus-

schusses Vereinte Nationen im Bundestag,
Brecht (SPD), bedauert, daß „die Bundesre-
gierung Eisele offenbar nicht genügend un-
terstützt hat, damit er seine Arbeit fortsetzen
kann“.

Zusammen mit dem UN-Sonderbe-
auftragten für Afghanistan, dem Deutschen
Holl, der gerade seinen Rückzug für Ende des
Jahres angekündigt hat, verlöre Deutschland
auf einen Schlag zwei hohe Posten bei der
Weltorganisation. Die Lücke könnte sich zum
Teil mit der Berufung Töpfers als Direktor
der UN-Umweltbehörde (UNEP) wieder fül-
len lassen. Darüber ist aber noch nicht end-
gültig entschieden, weil Töpfer bisher nicht
offiziell zugesagt hat und er überdies von der
Vollversammlung bestätigt werden müßte.

FAZ, 3. November 1997

Der praktische Tip

Schulfragen

Sie machen sich Gedanken, wie die
Ausbildung Ihrer Kinder erfolgen kann, ent-
weder weil Sie eine Tätigkeit in einer ande-
ren internationalen Organisation anstreben
oder wegen einer Versetzung in ein Außen-
büro? Folgende Adressen und Bücher kön-
nen Ihnen weiterhelfen.

1. Ein wichtiger Ansprechpartner für
Schulfragen rund um den Globus ist das

Bundesverwaltungsamt,
Zentralstelle Auslandsschulwesen
Barbara-Str. 1
D-50728 Köln

Web:
http://www.auslandsschulwesen.de/zfa
(Allgemeines; Index)

http://www.auslandsschulwesen.de:80/zfa/
email_schulen.htm   (Schuladressen)

Das von der ZfA herausgegebene Nach-
schlagewerk Auslandsschulverzeichnis
(ISBN 3-19-029095-4; Max-Hueber-Ver-
lag, D-85737 Ismaning) enthält Adressen,
Schulpläne und andere nützliche Informa-
tionen.

2. Eine Vereinigung, die 450 internationale
Schulen in über 90 Ländern betreut, ist der

European Council of International Schools
21 Lavant Street
Petersfield
GB- Hampshire GU32 3EL
Tel. (+44 1730) 268.244
Web:http://www.ecis.org
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Die jährlich erscheinenden Nachschlage-
werke ECIS International Schools
Directory sowie ECIS Higher Education
Directory können auch über
http://www.ecis.org/directories/index.htm
konsultiert werden.

3. Fernlehrgänge gibt es bei:

ILS (Institut für Lernsysteme GmbH)
Fernlehrwerk für deutsche Schüler im Aus-
land
E-Mail: kursinfo@bertelsmann.de
Web: http://www.ils.de

4. Für den Genfer Raum sind die nachstehen-
den Kontaktadressen von Interesse:

Deutsche Schule
Avenue de Châtelaine 95
CH-1219 Genf
Tel. (+22 41) 796.7403
E-Mail: vwl.dsg@gkb.com
Web: http://gkb.com/ch/dsgenf

International School of Geneva
Route de Chêne 62
CH-1208 Genf
Tel. (+41 22) 736.7130
E-Mail isamuel@ecolint.ch
Web http://www.ecolint.ch

Lycée international
Avenue des Sports
B.P. 159
F-01210 Ferney-Voltaire
Tel. (+33) 450.400000
Web [neue Adresse wird dieser Tage

mitgeteilt]

Leserbrief:

Sehr geehrter Herr Creutz,

endlich kann ich mich als vollwerti-
ger Bundesbürger an Sie wenden, um mich
bei Ihnen für die Unterstützung bezüglich der
Aufnahme in die Pflicht-Pflegeversicherung
zu bedanken. - Während meine früheren An-
läufe ergebnislos blieben, beseitigte mein
Hinweis (mit Übersendung entsprechender
Fotokopie) auf das mir von Ihnen zugesandte
Schreiben der Geschäftsführung des Verban-
des der Privaten Krankenversicherungen vom
11. 4. 1997 die bisherigen Hindernisse. Ich
hatte mich an mehrere Privatkrankenkassen
gewandt, die alle behaupteten, von besagtem
Schreiben erstmals in Kenntnis gesetzt zu
werden. (...)

Die nunmehrige Aufnahme von mei-
ner Frau und mir in eine private Pflege-
versicherung - DKV - verdanke ich letztend-
lich den Bemühungen des VDBIO und nicht
zuletzt Ihnen für die Übersendung einer Ko-
pie des alle Hindernisse hinwegräumenden
Schreibens der Geschäftsführung des Verban-
des der Privaten Krankenversicherungen vom
11. 4. 1997.

Mit meinem bestem Dank und mit
freundlichen Grüßen,

gez. August Reichensperger
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Und nun einmal etwas ganz anderes!

Sie kennen den VDBIO als einen Ver-
band, der für Ihre Rechte kämpft und die Ver-
besserung Ihrer Dienstbedingungen durchset-
zen will. Heißt das, daß die deutschen Be-
diensteten bei Internationalen Organisationen
keine anderen Interessen haben? Haben wir,
als VN- und CERN-Mitarbeiter, nicht eine be-
sondere persönliche Verpflichtung, am Kampf
gegen Armut und Unterentwicklung mitzu-
wirken?

Eine kleine Gruppe unserer Kollegen
der VN und des CERN war jedenfalls dieser
Auffassung und gründete im Jahre 1976 den
Fonds “1% für Entwicklung”. Die Mitglie-
der verpflichteten sich, regelmäßig ein Pro-
zent ihres Bruttogehaltes in einen Fonds ein-
zuzahlen, aus dem kleinere Entwicklungspro-
jekte finanziert werden. Heute hat die Grup-
pe 300 Mitglieder in Genf und unabhängige
“Ableger” in Rom, New York und Wien. Bis
heute wurden etwa 380 Projekte in Afrika,
Asien und Lateinamerika finanziert. Der
Fonds nimmt in Genf jedes Jahr 250.000
Schweizer Franken ein und finanziert damit
um die 20 Projekte. Es fallen keine Verwal-
tungskosten an, weil der Fonds ehrenamtlich
geleitet wird und die verschiedenen Organi-
sationen logistische Unterstützung gewähren.

Projekte
Der Fonds hilft Gruppen unterprivi-

legierter Menschen, ihre Entwicklung in die
eigenen Hände zu nehmen. Der Beitrag des
Fonds ermöglicht diesen Gruppen, ihre von
ihnen selbst geplanten Projekte zu verwirkli-
chen. Die Antragsteller müssen ein Dokument
vorlegen aus denen die Ziele und Aktivitäten
des Projektes klar hervorgehen. Weiterhin
muß die Gruppe sich selbst an der Finanzie-
rung des Projektes beteiligen. Der Fonds hat
eine Reihe strikter Auswahlkriterien erarbei-
tet, so daß nur etwa jedem zehnten Finanzie-
rungsantrag letztendlich stattgegeben wird.

Der weitaus größte Teil der Gelder wird für
einkommenschaffende Maßnahmen und für
Dorfentwicklung verwendet.

Machen Sie mit!
Es gibt wohl kaum eine bessere Mög-

lichkeit als die Mitgliedschaft im 1% Fonds,
eine zweckgemäße Verwendung von
Spendengeldern sicherzustellen.

Der Fonds eröffnet uns die Möglich-
keit, einen kleinen Teil unseres Gehaltes für
konkrete Entwicklungshilfe auszugeben und
persönlich an der Auswahl und Betreuung von
Projekten teilzunehmen.

Das dem Fonds gespendete Geld wird
hundertprozentig für Projekte verwendet. Es
gibt keine Verwaltungskosten.

Die verhältnismäßig bescheidenen
Beiträge des Fonds (in keinem Fall mehr als
20.000 Sfr je Projekt) dienen lediglich dazu,
einen Anstoß zur Selbsthilfe zu geben, ohne
die Eigeninitiative der Empfänger zu beein-
trächtigen.

Für weitere Informationen, oder wenn
Sie Mitglied des Fonds werden möchten,
wenden Sie sich bitte an:

1% for Development Fund
Room A-825
Palais des Nations
1211 Genève 10

oder an folgende Kontaktpersonen:
CERN Konrad Elsener 767 44 67 ILO
Jürgen Schwettmann 799 77 05 IOM
Régina Boucault 717 92 42 UN
Raymonde Martineau 907 21 27 HCR
Christophe Beau 739 82 33 WHO
Janet Clevenstine 791 25 09 WTO
Maria Rose Perrin 739 50 41
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VDBIO-Mitglieder in Rom, New York oder Wien wenden sich bitte an:

New York:
U.N.
Office DC2-774
USA - New York 10017
Email:
hille@un.org
Fax: (212) 963 9162)

Rom:
FAO
C.P. 64154
I - 00153 Rome
Email:
One-PerCent-Fund@FAO.org
Fax: (396) 522 53 152)

Wien:
IAEA
P.O. Box 200 - Office A-2642
A - 1400 Vienna
Email:
delves@nepol.iaea.or.at
Fax: (431) 211 31  68 02)

Letzte Meldung
(„Handelsblatt“ vom 24.11.1997)

UNO / Generaldirektor Maria y Compos sicher

Bonn bleibt Unido treu
HANDELSBLATT, Montag, 24.11.97 afp
WIEN. Deutschland wird die Uno-Organisa-
tion für industrielle Entwicklung (Unido) nach
Angaben von deren Generaldirektor Mauricio
de Maria y Campos doch nicht verlassen.
Deutschland habe sich entschlossen, nicht
dem Austritts-Beispiel der USA zu folgen,
sagte der Mexikaner am Montag in Wien.
Bonn werde diese Entscheidung in den näch-
sten Tagen offiziell bekannt geben.

Maria y Campos hatte Deutschland im April
scharf kritisiert, nachdem in Bonn beschlos-
sen worden war. Extrazahlungen an die Unido
auszusetzen. Nach dem Austritt der USA
Ende Dezember wurde Deutschland zum
zweitwichtigsten Beitragszahler der Organi-
sation. Den höchsten Beitrag leistet Japan. Der
Sprecher des Bonner Entwicklungshilfemini-

steriums (BMZ), Leo Kreuz, wollte diese
Angaben weder bestätigen noch dementieren.
Das BMZ hatte im Sommer den Austritt
Deutschlands aus der Unido befürwortet. Die
1966 gegründete Organisation, dieihren Sitz
in Wien hat und 168 Mitgliedsstaaten umfaßt,
hatte in der vergangenen Woche einen Haus-
halt über 129,5 Mill. $ für das kommende Jahr
verabschiedet und damit den Etat gegenüber
dem Vorjahr um 20% reduziert. Deutschland
hatte Kürzungen des Etats zur Bedingung für
einen Verbleib in der Organisation gemacht.
Kreuz sagte: „Es ist nicht die Zuständigkeit
des scheidenden Generaldirektors“, sich zu
dieser Frage in irgendeiner Art zu äußern.
„Das machen wir.“ Die Organisation unter-
stützt die Industrialisierung in der Dritten Welt
und die industrielle Zusammenarbeit zwi-
schen Entwicklungs- und Industriestaaten.
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